AN WaLLboRN

Hauptsatzung vom 26.06.1989 in der Fassung der
11. Anderungssatzung vom 27.07.2021

InhaltsUbersicht:

Abschnitt | Form der Gemeindeverfassung § 1
Abschnitt Il Gemeinderat 88 2, 3
Abschnitt Il Ausschusse des Gemeinderates 88 4 bis 11

Abschnitt IV Blrgermeister 8812, 13

Abschnitt V Stellvertreter des Burgermeisters § 14
Abschnitt VI Stadtteile §15

Abschnitt VII Unechte Teilortswahl 8 16

Abschnitt VIII Ortschaftsverfassung 88 17 bis 21
Abschnitt IX Schlussbestimmungen § 22

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung fir Baden-Wurttemberg (GemQO) hat der
Gemeinderat am 26. 06. 1989 folgende Hauptsatzung beschlossen:

. Form der Gemeindeverfassung

§ 1 Gemeinderatsverfassung

Verwaltungsorgane der Stadt sind der Gemeinderat und der Burgermeister.
Il. Gemeinderat

§ 2 Rechtstellung, Aufgaben und Zustandigkeiten

Der Gemeinderat ist die Vertretung der Blrger und das Hauptorgan der Stadt.

Er legt die Grundsatze fur die Verwaltung der Stadt fest und entscheidet Uber alle
Angelegenheiten der Stadt, soweit nicht der Gemeinderat den Ausschissen, dem



BlUrgermeister oder dem Ortschaftsrat bestimmte Angelegenheiten Ubertragen hat oder
der Burgermeister kraft Gesetzes zustandig ist. Der Gemeinderat Uberwacht die
Ausfuhrung seiner Beschlisse und sorgt beim Auftreten von MifRstanden in der
Stadtverwaltung fur deren Beseitigung durch den Blrgermeister.

§ 3 Zusammensetzung

Der Gemeinderat besteht aus dem Bulrgermeister als Vorsitzendem und den
ehrenamtlichen Mitgliedern. Diese fuhren die Bezeichnung ,Stadtrat® (§ 25 Abs. 1
Gemeindeordnung - GemO).

§ 3 a DurchfUhrung von Sitzungen ohne personliche Anwesenheit der Mitglieder
im Sitzungsraum

Der Blrgermeister kann Sitzungen des Gemeinderats ohne persdnliche Anwesenheit der
Mitglieder im Sitzungsraum in Form von Videokonferenzen einberufen. Die
Voraussetzungen fur die Einberufung und die Durchfuhrung dieser Sitzung richtet sich
nach den Bestimmungen des § 37 a Abs. 1 und 2 Gemeindeordnung.

Far Sitzungen der beschliefenden Ausschisse sowie der Ortschaftsrate gelten diese
Regelungen entsprechend.

IIl. Ausschusse des Gemeinderates

8§ 4 Beschliefende Ausschusse

(1) Es werden folgende beschliefende Ausschisse gebildet:
1.1 Verwaltungsausschuss
1.2 Finanzausschuss
1.3 Ausschuss fur Technik und Umwelt
1.4  Umlegungsausschuss

(2) Jeder dieser Ausschisse besteht aus dem Blrgermeister als Vorsitzendem und 12
weiteren Mitgliedern des Gemeinderates.

(3) Zu den Sitzungen des Umlegungsausschusses werden ein Vermessungs-
sachverstandiger und ein Bausachverstandiger als Mitglieder mit beratender Stimme
zugezogen. Der Ausschuss kann weitere Sachverstandige zuziehen.

(4) Die Vertretung der weiteren Ausschussmitglieder im Verhinderungsfall erfolgt durch
Stellvertreter in der Reihenfolge ihrer Benennung im Wahlvorschlag zur Besetzung
der Ausschusse, bei Mehrheitswahl in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl.
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§ 5 Allgemeine Zustandigkeiten der beschlie3enden Ausschusse

(1)

Die beschlieBenden Ausschisse entscheiden im Rahmen ihrer Zustandigkeit
selbststandig an Stelle des Gemeinderates.

Den beschlieBenden Ausschussen werden die in den 88 7 bis 10 bezeichneten
Aufgabengebiete zur dauernden Erledigung Ubertragen. Ist zweifelhaft, welcher
Ausschuss im  Einzelfall zustandig ist, st die Zustandigkeit des
Verwaltungsausschusses gegeben.

Die beschlieRenden AusschuUsse sind innerhalb ihres Geschaftskreises zustandig fur
die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan, soweit der Betrag im
Einzelfall mehr als 25.000 € aber nicht mehr als 100.000 € betragt.

Soweit sich die Zustandigkeit der beschliefenden Ausschisse nach Wertgrenzen
bestimmt, beziehen sich diese auf den einheitlichen wirtschaftlichen Vorgang. Die
Zerlegung eines solchen Vorgangs in mehrere Teile zur Begrindung einer anderen
Zustandigkeit ist nicht zulassig. Bei voraussehbar wiederkehrenden Leistungen
bezieht sich die Wertgrenze auf den Jahresbetrag.

§ 6 Beziehungen zwischen Gemeinderat und beschlieRenden Ausschussen

(1)

Wenn eine Angelegenheit fUr die Gemeinde von besonderer Bedeutung ist, kdnnen
die Ausschusse die Angelegenheit mit den Stimmen eines Viertels aller Mitglieder
dem Gemeinderat zur Beschlussfassung unterbreiten.

Der Gemeinderat kann den beschlieRenden Auschussen allgemein oder im Einzelfall
Weisungen erteilen, jede Angelegenheit an sich ziehen oder Beschlisse der
beschlieBenden Auschusse, solange sie noch nicht vollzogen sind, andern oder
aufheben.

Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Gemeinderat vorbehalten ist, sollen dem
zustandigen beschlieffenden Ausschuss zur Vorberatung zugewiesen werden. Auf
Antrag des Vorsitzenden oder einer Fraktion oder eines Sechstels aller Mitglieder
des Gemeinderates sind sie dem zustandigen beschlieRenden Ausschuss zur
Vorberatung zu Uberweisen.

Der Gemeinderat kann Angelegenheiten, die die Aufgabengebiete verschiedener
Ausschusse berUhren, selbst erledigen. Die Zustandigkeit des Gemeinderates ist
anzunehmen, wenn zweifelhaft ist, ob die Behandlung einer Angelegenheit zur
Zustandigkeit des Gemeinderates oder zu der eines beschlielenden Ausschusses
gehort.

Widersprechen sich die noch nicht vollzogenen Beschlisse zweier Ausschusse, so
hat der Burgermeister den Vollzug der Beschlisse auszusetzen und die
Entscheidung des Gemeinderates herbeizuftUhren.
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§ 7 Verwaltungsausschuss

Der Geschaftskreis des Verwaltungsausschusses umfasst folgende Aufgabengebiete:
1.1 Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten
1.2 Schul- und Kindergartenangelegenheiten
1.3 Baderverwaltung
1.4 Offentlicher Personennahverkehr
1.5 Soziale und kulturelle Angelegenheiten
1.6 Gesundheitswesen
1.7 Marktangelegenheiten
1.8 Feuerwehrwesen, Zivilschutz
1.9 Personalangelegenheiten

Ernennung, Einstellungen, Entlassung und sonstige personalrechtliche
Entscheidungen von Beamten des mittleren Dienstes und von Beschaftigten
nach dem TVOD ab Entgeltgruppe 7 bis Entgeltgruppe 9a.

8 8 Finanzausschuss

(1) Der Geschaftskreis des Finanzausschusses umfasst folgende Aufgabengebiete:
1.1 Finanz- und Haushaltswirtschaft einschliefRlich Abgabenangelegenheiten
1.2 Geriatriezentrum St. Josef

1.3 Kindergartenangelegenheiten (Zuwendungen an die konfessionellen
Kindergartentrager)

1.4 Forstangelegenheiten
(2) In seinem Geschaftsbereich entscheidet der Finanzausschuss Uber:

2.1 die Bewilligung von nicht im Haushalt einzeln ausgewiesenen Freigebigkeits-
leistungen von mehr als 1.000 €, aber nicht mehr als 5.000 € im Einzelfall,

2.2 die Zustimmung zu Uber- und auRerplanmafiigen Ausgaben von 5.000 € bis
15.000 € im Einzelfall,
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2.3 die Stundung von Forderungen, soweit nicht die Zustandigkeit des
BlUrgermeisters gegeben ist,

a) von mehr als 3 Monaten bis zu 6 Monaten in unbeschrankter Hohe,

b) von mehr als 6 Monaten und von mehr als 15.000 € bis zu einem Hochstbe-
trag von 50.000 £.

2.4 den Verzicht auf Anspriche der Stadt oder die Niederschlagung solcher
Anspruche, die FUhrung von Rechtsstreiten und den Abschluss von
Vergleichen, wenn der Verzicht oder die Niederschlagung, der Streitwert oder
bei Vergleichen das Zugestandnis der Stadt im Einzelfall mehr als 2.500 €,
aber nicht mehr als 10.000 € betragt,

2.5 die Verauf3erung von beweglichem Vermogen von mehr als 5.000 €, aber nicht
mehr als 20.000 € im Einzelfall,

2.6 die Behandlung von Widersprichen gegen satzungsgemaf festgelegte
Gebuhren und Beitrage.

2.7 Die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ahnlichen
Zuwendungen bis zu einem Betrag von 5.000 € im Einzelfall.

8§ 9 Ausschuss fur Technik und Umwelt

(1) Der Geschaftskreis des Ausschusses fur Technik und Umwelt umfasst folgende
Aufgabengebiete:

1.1 Bauleitplanung und Bauwesen (Hoch- und Tiefbau, Vermessung)
1.2 Stralenverkehr, technische Verwaltung der Strafsen
1.3 Bauhof

1.4 Planung, Bau, Betrieb und Verwaltung der Friedhdfe einschliefilich
Leichenhallen

1.5 Verwaltung stadtischer Grundsticke und Gebaude und Einrichtungen
einschlielich Jagd, Fischerei und Weide

1.6 Sport-, Spiel- und Freizeiteinrichtungen, Park- und Gartenanlagen
1.7 Umweltschutz, Landschaftspflege und Gewasserunterhaltung

1.8 Entsorgung
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1.9 Wirtschaftsforderung

110 Fremdenverkehr

(2) In seinem Geschéaftskreis entscheidet der Ausschuss fur Technik und Umwelt Uber:

2.1

2.2

2.3

2.4

2.5

2.6

2.7

die Erklarung des Einvernehmens der Stadt bei der Entscheidung Uber:

2.11 die Zulassung von Ausnahmen von der Veranderungssperre (8 14 Abs. 2

Baugesetzbuch - BauGB),

2.1.2 die Zulassung von Ausnahmen und die Erteilung von Befreiungen von den

Festsetzungen des Bebauungsplanes (§ 31 BauGB),

213 die Zulassung von Vorhaben wahrend der Aufstellung eines

Bebauungsplanes (88 33 und 36 BauGB),

2.1.4 die Zulassung von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten

Ortsteile (88 34 und 36 BauGB),

2.1.5 die Zulassung von Vorhaben im Auf’enbereich (88 35 und 36 BauGB), wenn

die jweilige Angelegenheit fur die stadtebauliche Entwicklung der Stadt
nicht von grundsatzlicher Bedeutung oder besonderer Wichtigkeit ist,

die Stellungnahme der Stadt nach 88 55 und 56 Landesbauordnung (LBO),

die Entscheidung Uber die Ausfihrung eines Bauvorhabens (Baubeschluss) und
die Genehmigung der Bauunterlagen, die Vergabe der Lieferungen und
Leistungen fur die Bauausfuhrung (Vergabebeschluss) sowie die Anerkennung
der Schlussabrechnung (Abrechnungsbeschluss) bei voraussichtlichen bzw.
tatsachlichen Gesamtbaukosten von nicht mehr als 100.000 € im Einzelfall,

Antrage auf Zurlckstellung von Baugesuchen gemaf § 15 BauGB,

die Erteilung von Genehmigungen und Zwischenbescheiden fur Vorhaben und
Rechtsvorgange gemafd 88 15 und 57 Abs. 1 Nr. 3 StBauFG,

die Verauferung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von
Grundeigentum oder grundstlcksgleichen Rechten, einschlie3lich der
Ausubung von Vorkaufsrechten im Wert von mehr als 25.000 €, aber nicht mehr
als 100.000 € im Einzelfall,

Vertrage uber die Nutzung von Grundstucken oder beweglichem Vermogen bei

einem jahrlichen Mietwert oder Pachtwert von mehr als 5.000 €, aber nicht mehr
als 10.000 € im Einzelfall.
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8§10 Umlegungsausschuss

(1) Der Umlegungsausschuss ist zustandig fur die von der Umlegungsstelle bei der
Durchfuhrung von Umlegungen nach 8§88 45 ff BauGB zu treffenden Entscheidungen.

(2) Auf den Umlegungsausschuss finden 8 5 Abs. 2 Satz 2, Absatze 3 und 4 sowie § 6
Abs.1und 2 keine Anwendung.

§ 11 Beratende Ausschusse

Neben den beschlieRenden Ausschissen kdonnen gemafl § 41 GemO durch den
Gemeinderat auch beratende AuschUsse gebildet werden.

§11a Altestenrat

(1) GemaR § 33 a der Gemeindeordnung (GemO) wird ein Altestenrat gebildet, der den
BUrgermeister in Fragen der Tagesordnung und des Gangs der Verhandlungen des
Gemeinderates berat. Vorsitzender des Altestenrates ist der Blirgermeister.

(2) Das Nahere Uber die Zusammensetzung und den Geschaftsgang des Altestenrates
ist in der Geschaftsordnung des Gemeinderates zu regeln.

V. BUrgermeister
§ 12 Rechtstellung

Der BUrgermeister ist hauptamtlicher Beamter auf Zeit.

§ 13 Zustandigkeiten

(1) Der Burgermeister leitet die Stadtverwaltung und vertritt die Stadt. Er ist fur die
sachgemafRe Erledigung der Aufgaben und den ordnungsgemafien Gang der
Verwaltung verantwortlich und regelt die innere Organisation der Stadtverwaltung.
Der BuUrgermeister erledigt in eigener Zustandigkeit die Geschafte der laufenden
Verwaltung und die ihm sonst durch Gesetz oder vom Gemeinderat Ubertragenen
Aufgaben. Weisungsaufgaben erledigt der Blurgermeister in eigener Zustandigkeit,
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Dies gilt auch, wenn die Stadt in einer
Angelegenheit angehort wird, die aufgrund einer Anordnung der zustandigen
Behorde geheimzuhalten ist.

(2) Dem Burgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd Ubertragen,
soweit es sich nicht bereits um Geschafte der laufenden Verwaltung handelt:

2.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan bis zum Betrag von
25.000 € im Einzelfall,
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2.2

2.3

2.4

2.5

2.6

2.7

2.8

2.9

die Zustimmung zu Uberplanmafigen und aufserplanmafiigen Ausgaben bis zu
5.000 € im Einzelfall,

die Einstellung, Entlassung und sonstige personalrechtliche Entscheidungen
von Beschaftigten bis Entgeltgruppe 6 TVA6D im Rahmen des Stellenplans,
Aushilfsbeschaftigten, Praktikanten sowie Mitarbeitern im Zuge von
MaRnahmen nach dem SGB, von Beamtenanwartern des mittleren und
gehobenen Dienstes sowie Auszubildende,

die Gewahrung von unverzinslichen Lohn- und Gehaltsvorschissen sowie
Unterstutzungen und von Arbeitgeberdarlehen im Rahmen der Richtlinien,
sofern diese keine anderen Zustandigkeiten vorsehen,

die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan einzeln ausgewiesenen
Freigebigkeitsleistungen bis zu 1.000 € im Einzelfall,

die Stundung von Forderungen im Einzelfall;

2.6.1 bei gesetzlich vorgeschriebenen Stundungen allgemein; sonst
2.6.2 bis zu 3 Monaten in unbeschrankter Hohe;

2.6.3 bis zu 6 Monaten und bis zu einem Hochstbetrag von 15.000 €,

den Verzicht auf Anspriche der Stadt und die Niederschlagung solcher
Anspruche, die Fihrung von Rechtsstreiten und den Abschluss von Vergleichen,
wenn der Verzicht oder die Niederschlagung, der Streitwert oder bei Vergleichen
das Zugestandnis der Stadt im Einzelfall nicht mehr als 2.500 € betragt;

die Verauflerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von
Grundeigentum oder grundstlcksgleichen Rechten, einschliellich der
AusUbung von Vorkaufsrechten im Wert bis zu 25.000 € im Einzelfall;

Vertrage Uber die Nutzung von Grundstlcken oder beweglichem Vermdgen bis
zu einem jahrlichen Miet- oder Pachtwert von 2.500 € im Einzelfall, bei der
Vermietung stadtischer Wohnungen in Walldirn - Stadt (8 15 Abs. 1 Nr. 1.1) in
unbeschrankter Hohe;

2.10 die Veraufierung von beweglichem Vermogen bis zu 5.000 € im Einzelfall;

2.11 der Verkauf von Holz im Rahmen der Richtlinien der Staatsforstverwaltung;

2.12 die Bestellung von Bulrgern zu ehrenamtlicher Mitwirkung sowie die

Entscheidung daruber, ob ein wichtiger Grund fur die Ablehnung einer solchen
ehrenamtlichen Mitwirkung vorliegt;
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2.13 die Zuziehung sachkundiger Einwohner und Sachverstandiger zu den
Beratungen einzelner Angelegenheiten im Gemeinderat und in den
Ausschussen, soweit nicht ausdricklich die Zustandigkeit des Gemeinderates
gegeben ist;

2.14 die Beauftragung der Feuerwehr zur Hilfeleistung in Notlagen und bei
Mafinahmen der Brandverhutung im Sinne des § 2 Abs. 2 Feuerwehrgesetz.

V. Stellvertretung des Burgermeisters

§ 14 Stellvertreter des Burgermeisters

Die Vertretung des Burgermeisters erfolgt durch ehrenamtliche Stellvertreter aus der
Mitte des Gemeinderates (§ 48 Abs. 1 GemO).

VI. Stadtteile

§ 15 Benennung der Stadtteile

(1) Das Stadtgebiet besteht aus folgenden raumlich voneinander getrennten
Stadtteilen:

1.1 Walldurn - Stadt
1.2 Altheim

1.3 Gerolzahn

1.4 Glashofen

1.5 Gottersdorf

1.6 Hornbach

1.7 Kaltenbrunn

1.8 Reinhardsachsen
1.9 Rippberg

1.10 Wettersdorf

(2) Die Namen der in Absatz 1 Nr. 1.2 bis 1.10 bezeichneten Stadtteile werden mit dem
vorangestellten Namen der Stadt und mit diesem durch Beistrich getrennt mit dem
Wort ,Stadtteil” gefuhrt.
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(3) Die raumlichen Grenzen der einzelnen Stadtteile nach Abs. 1 sind jeweils die Ge-
markungen der friheren Gemeinden gleichen Namens.

VII. Unechte Teilortswahl
8§16 Unechte Teilortswahl

(1) Von den in § 15 Abs. 1 genannten Stadtteilen bilden je einen Wohnbezirk im Sinne
von 8§ 27 Abs. 2 Satz 1 GemO:

1.1 Walldurn - Stadt
1.2 Altheim
1.3 Glashofen - Gerolzahn
1.4 Gottersdorf
1.5 Reinhardsachsen - Kaltenbrunn
1.6 Rippberg - Hornbach
1.7 Wettersdorf
Die Sitze im Gemeinderat sind nach Mafdgabe des Absatzes 2 mit Vertretern dieser

Wohnbezirke zu besetzen. FUr die Zahl der Gemeinderate ist jeweils die nachsthohere
Gemeindegruppe mafigebend, der die Stadt Walldirn jeweils angehort.

(2) Die Sitze im Gemeinderat werden wie folgt auf die einzelnen Wohnbezirke verteilt:

2.1 Wohnbezirk Walldurn - Stadt 16 Sitze
2.2 Wohnbezirk Altheim 3 Sitze
2.3 Wohnbezirk Glashofen - Gerolzahn 1 Sitz
2.4 Wohnbezirk Gottersdorf 1Sitz
2.5 Wohnbezirk Reinhardsachsen - Kaltenbrunn 1Sitz
2.6 Wohnbezirk Rippberg - Hornbach 3 Sitze
2.7 Wohnbezirk Wettersdorf 1 Sitz
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VIII. Ortschaftsverfassung
§ 17 Einrichtungen von Ortschaften

Es werden folgende Ortschaften eingerichtet:

1. Altheim, bestehend aus dem Stadtteil Altheim
2. Glashofen—Gerolzahn, bestehend aus den Stadtteilen Glashofen und Gerolzahn
3. Gottersdorf, bestehend aus dem Stadtteil Gottersdorf

4. Reinhardsachsen-Kaltenbrunn, bestehend aus den Stadtteilen Reinhardsachsen und Kaltenbrunn
5. Rippberg-Hornbach, bestehend aus den Stadtteilen Rippberg und Hornbach

6. Wettersdorf, bestehend aus dem Stadtteil Wettersdorf

§ 18 Bildung und Zusammensetzung der Ortschaftsrate

(1) Inden nach §17 eingerichteten Ortschaften werden Ortschaftsrate gebildet.

(2) Die Zahl der Ortschaftsrate betragt:

2.1 Inder Ortschaft Altheim 10 Mitglieder
2.2 Inder Ortschaft Glashofen-Gerolzahn 6 Mitglieder
2.3 In der Ortschaft Gottersdorf 6 Mitglieder

2.4 Inder Ortschaft Reinhardsachsen-Kaltenbrunn 6 Mitglieder
2.5 Inder Ortschaft Rippberg-Hornbach 10 Mitglieder
2.6 In der Ortschaft Wettersdorf 6 Mitglieder

(3) Die Sitze im Ortschaftsrat der Ortschaften Glashofen, Reinhardsachsen und
Rippberg werden mit Vertretern der nachstehend gebildeten Wohnbezirke wie folgt
besetzt:

3.1 Ortschaft Glashofen-Gerolzahn

3.11 Wohnbezirk Glashofen, bestehend aus der Gemarkung der friheren
Gemeinde Glashofen 4 \ertreter

3.1.2 Wohnbezirk Gerolzahn, bestehend aus der Gemarkung der friheren

Gemeinde Gerolzahn 2 Vertreter
Seite 11 von 14



3.2 Ortschaft Reinhardsachsen-Kaltenbrunn

3.21 Wohnbezirk Reinhardsachsen, bestehend aus der Gemarkung der
friheren Gemeinde Reinhardsachsen 5 Vertreter

3.2.2 Wohnbezirk Kaltenbrunn, bestehend aus der Gemarkung der friheren
Gemeinde Kaltenbrunn 1 Vertreter

3.3 Ortschaft Rippberg-Hornbach

3.3.1 Wohnbezirk Rippberg, bestehend aus der Gemarkung der friheren
Gemeinde Rippberg 8 Vertreter

3.3.2 Wohnbezirk Hornbach, bestehend aus der Gemarkung der friheren
Gemeinde Hornbach 2 Vertreter

8§19 Zustandigkeit des Ortschaftsrates

(1) Der Ortschaftsrat hat die ortliche Verwaltung zu beraten.

(2) Der Ortschaftsrat ist zu wichtigen Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, zu
horen und hat ein Vorschlagsrecht in allen Angelegenheiten, die die Ortschaft
betreffen.

(3) Wichtige Angelegenheiten im Sinne des Absatzes 2 sind insbesondere:

3.1 Die Veranschlagung der Haushaltsmittel fur die die Ortschaft betreffenden
Angelegenheiten,

3.2 die Bestimmung und wesentliche Anderungen der Zustandigkeiten der
ortlichen Verwaltung in der Ortschaft,

3.3 die Einstellung und Entlassung der hauptsachlich in der ortlichen Verwaltung
eingesetzten Gemeindebediensteten,

3.4 die Aufstellung, wesentliche Anderung und Aufhebung von Bauleitpléanen
sowie die Durchfuhrung von bodenordnungsmafnahmen und Mafnahmen im
Rahmen der Stadtebauférderung,

3.5 die Planung, Errichtung, wesentliche Anderung und Aufhebung 6ffentlicher
Einrichtungen einschlief3lich Gemeindestrafien,

3.6 der Erlass, die wesentliche Anderung und Aufhebung von Ortsrecht,

3.7 Vertrage Uber die Nutzung von Grundstucken oder beweglichem Vermogen.
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(4) Dem Ortschaftsrat werden im Rahmen der im Haushaltsplan zur Verflgung
gestellten Mittel folgende Angelegenheiten, soweit sie die jeweilige Ortschaft
betreffen, zur Entscheidung Ubertragen:

41 die Pflege des Ortsbildes und des ortlichen Brauchtums,
4.2 die Forderung der ortlichen Vereinigungen,

4.3 die Ausgestaltung, Unterhaltung und Benutzung von 6ffentlichen
Einrichtungen einschlief3lich Gemeindestraf3en, soweit deren Bedeutung nicht
Uber den Bereich der Ortschaft hinausgeht,

4.4 die Benennung von StraRen, Wegen und Platzen, soweit dadurch keine
Doppelbenennungen entstehen,

4.5 die Vergabe von Arbeiten und Lieferungen im Rahmen der fur die Ortschaft
zugewiesenen Haushaltsmittel.

(5) 8 5 Abs. 1und 4 gelten entsprechend.

§ 20 Ortsvorsteher

(1) Der Ortsvorsteher ist Ehrenbeamter auf Zeit.

(2) Der Ortsvorsteher vertritt den Blrgermeister standig beim Vollzug der Beschlisse
des Ortschaftsrates und bei der Leitung der ortlichen Verwaltung.

(3) Der Ortsvorsteher ist Vorsitzender des Ortschaftsrates.

(4) Ist der Ortsvorsteher nicht Mitglied des Gemeinderates, so nimmt er an den
Verhandlungen des Gemeinderates und dessen Ausschisse mit beratender Stimme
teil (8 71 Abs. 4 Gemeindeordnung - GemO).

§ 21 Ortliche Verwaltung
In den Ortschaften nach & 17 werden ortliche Verwaltungen eingerichtet, die die
Aufgaben einer Geschaftsstelle des Burgermeisteramtes wahrnehmen. Personelle und

organisatorische Ausgestaltung sowie Sprechzeiten der jeweiligen ortlichen Verwaltung
werden durch den BlUrgermeister im Benehmen mit dem Ortsvorsteher festgelegt.
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IX. Schlussbestimmungen

§ 22 Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach der 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Zum gleichen Zeitpunkt tritt die bisherige Hauptsatzung vom 02. 07. 1975 mit ihren
Anderungen auf3er Kraft.

Walldurn, den 26. 06. 1989

1. Anderungssatzung vom 29. 01. 1990

2. Anderungssatzung vom 26. 03. 1990

3. Anderungssatzung vom 06. 03.1995

4. Anderungssatzung (Euro-Anpassungssatzung) vom 24. 09. 2001
5. Anderungssatzung vom 26. 07. 2004

6. Anderungssatzung vom 22. 05. 2006 (Inkrafttreten am 27.05.2006)

7. Anderungssatzung vom 30.11.2009 (Inkrafttreten am 05.12.2009)
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Hauptsatzung vom 26.06.1989 in der Fassung der 11. Änderungssatzung vom 27.07.2021

Inhaltsübersicht:

	Abschnitt I		Form der Gemeindeverfassung § 1

	Abschnitt II	Gemeinderat §§ 2, 3

	Abschnitt III	Ausschüsse des Gemeinderates §§ 4 bis 11

	Abschnitt IV	Bürgermeister §§ 12, 13

	Abschnitt V	Stellvertreter des Bürgermeisters § 14

	Abschnitt VI	Stadtteile § 15

	Abschnitt VII	Unechte Teilortswahl § 16

	Abschnitt VIII	Ortschaftsverfassung §§ 17 bis 21

	Abschnitt IX	Schlussbestimmungen § 22

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) hat der Gemeinderat am 26. 06. 1989 folgende Hauptsatzung beschlossen:

I. Form der Gemeindeverfassung

§ 1  Gemeinderatsverfassung

Verwaltungsorgane der Stadt sind der Gemeinderat und der Bürgermeister.

II. Gemeinderat

§ 2  Rechtstellung, Aufgaben und Zuständigkeiten

Der Gemeinderat ist die Vertretung der Bürger und das Hauptorgan der Stadt.

Er legt die Grundsätze für die Verwaltung der Stadt fest und entscheidet über alle Angelegenheiten der Stadt, soweit nicht der Gemeinderat den Ausschüssen, dem Bürgermeister oder dem Ortschaftsrat bestimmte Angelegenheiten übertragen hat oder der Bürgermeister kraft Gesetzes zuständig ist. Der Gemeinderat überwacht die Ausführung seiner Beschlüsse und sorgt beim Auftreten von Mißständen in der Stadtverwaltung für deren Beseitigung durch den Bürgermeister.

§ 3  Zusammensetzung

Der Gemeinderat besteht aus dem Bürgermeister als Vorsitzendem und den ehrenamtlichen Mitgliedern. Diese führen die Bezeichnung „Stadtrat“ (§ 25 Abs. 1 Gemeindeordnung – GemO).

§ 3 a  Durchführung von Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum

Der Bürgermeister kann Sitzungen des Gemeinderats ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum in Form von Videokonferenzen einberufen. Die Voraussetzungen für die Einberufung und die Durchführung dieser Sitzung richtet sich nach den Bestimmungen des § 37 a Abs. 1 und 2 Gemeindeordnung.

Für Sitzungen der beschließenden Ausschüsse sowie der Ortschaftsräte gelten diese Regelungen entsprechend.

III. Ausschüsse des Gemeinderates

§ 4  Beschließende Ausschüsse 

(1) Es werden folgende beschließende Ausschüsse gebildet:

1.1	Verwaltungsausschuss

1.2	Finanzausschuss

1.3	Ausschuss für Technik und Umwelt

1.4	Umlegungsausschuss

(2)	Jeder dieser Ausschüsse besteht aus dem Bürgermeister als Vorsitzendem und 12 weiteren Mitgliedern des Gemeinderates.

(3)	Zu den Sitzungen des Umlegungsausschusses werden ein Vermessungs-sachverständiger und ein Bausachverständiger als Mitglieder mit beratender Stimme zugezogen. Der Ausschuss kann weitere Sachverständige zuziehen.

(4)	Die Vertretung der weiteren Ausschussmitglieder im Verhinderungsfall erfolgt durch Stellvertreter in der Reihenfolge ihrer Benennung im Wahlvorschlag zur Besetzung der Ausschüsse, bei Mehrheitswahl in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl.

§ 5  Allgemeine Zuständigkeiten der beschließenden Ausschüsse

(1)	Die beschließenden Ausschüsse entscheiden im Rahmen ihrer Zuständigkeit selbstständig an Stelle des Gemeinderates.

(2)	Den beschließenden Ausschüssen werden die in den §§ 7 bis 10 bezeichneten Aufgabengebiete zur dauernden Erledigung übertragen. Ist zweifelhaft, welcher Ausschuss im Einzelfall zuständig ist, ist die Zuständigkeit des Verwaltungsausschusses gegeben.

(3)	Die beschließenden Ausschüsse sind innerhalb ihres Geschäftskreises zuständig für die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan, soweit der Betrag im Einzelfall mehr als 25.000 € aber nicht mehr als 100.000 € beträgt.

(4)	Soweit sich die Zuständigkeit der beschließenden Ausschüsse nach Wertgrenzen bestimmt, beziehen sich diese auf den einheitlichen wirtschaftlichen Vorgang. Die Zerlegung eines solchen Vorgangs in mehrere Teile zur Begründung einer anderen Zuständigkeit ist nicht zulässig. Bei voraussehbar wiederkehrenden Leistungen bezieht sich die Wertgrenze auf den Jahresbetrag.

§ 6  Beziehungen zwischen Gemeinderat und beschließenden Ausschüssen

(1)	Wenn eine Angelegenheit für die Gemeinde von besonderer Bedeutung ist, können die Ausschüsse die Angelegenheit mit den Stimmen eines Viertels aller Mitglieder dem Gemeinderat zur Beschlussfassung unterbreiten.

(2)	Der Gemeinderat kann den beschließenden Auschüssen allgemein oder im Einzelfall Weisungen erteilen, jede Angelegenheit an sich ziehen oder Beschlüsse der beschließenden Auschüsse, solange sie noch nicht vollzogen sind, ändern oder aufheben.

(3)	Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Gemeinderat vorbehalten ist, sollen dem zuständigen beschließenden Ausschuss zur Vorberatung zugewiesen werden. Auf Antrag des Vorsitzenden oder einer Fraktion oder eines Sechstels aller Mitglieder des Gemeinderates sind sie dem zuständigen beschließenden Ausschuss zur Vorberatung zu überweisen.

(4)	Der Gemeinderat kann Angelegenheiten, die die Aufgabengebiete verschiedener Ausschüsse berühren, selbst erledigen. Die Zuständigkeit des Gemeinderates ist anzunehmen, wenn zweifelhaft ist, ob die Behandlung einer Angelegenheit zur Zuständigkeit des Gemeinderates oder zu der eines beschließenden Ausschusses gehört.

(5)	Widersprechen sich die noch nicht vollzogenen Beschlüsse zweier Ausschüsse, so hat der Bürgermeister den Vollzug der Beschlüsse auszusetzen und die Entscheidung des Gemeinderates herbeizuführen.

§ 7  Verwaltungsausschuss

Der Geschäftskreis des Verwaltungsausschusses umfasst folgende Aufgabengebiete:

1.1	Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten

1.2	Schul- und Kindergartenangelegenheiten

1.3	Bäderverwaltung

1.4	Öffentlicher Personennahverkehr

1.5	Soziale und kulturelle Angelegenheiten

1.6	Gesundheitswesen

1.7	Marktangelegenheiten

1.8	Feuerwehrwesen, Zivilschutz

1.9	Personalangelegenheiten 

Ernennung, Einstellungen, Entlassung und sonstige personalrechtliche Entscheidungen von Beamten des mittleren Dienstes und von Beschäftigten nach dem TVöD ab Entgeltgruppe 7 bis Entgeltgruppe 9a.

§ 8  Finanzausschuss

(1)	Der Geschäftskreis des Finanzausschusses umfasst folgende Aufgabengebiete:

1.1	Finanz- und Haushaltswirtschaft einschließlich Abgabenangelegenheiten

1.2	Geriatriezentrum St. Josef

1.3	Kindergartenangelegenheiten (Zuwendungen an die konfessionellen Kindergartenträger)

1.4	Forstangelegenheiten

(2)	In seinem Geschäftsbereich entscheidet der Finanzausschuss über:

2.1	die Bewilligung von nicht im Haushalt einzeln ausgewiesenen Freigebigkeits-leistungen von mehr als 1.000 €, aber nicht mehr als 5.000 € im Einzelfall,

2.2	die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Ausgaben von 5.000 € bis 15.000 € im Einzelfall,

2.3	die Stundung von Forderungen, soweit nicht die Zuständigkeit des Bürgermeisters gegeben ist,

	a) von mehr als 3 Monaten bis zu 6 Monaten in unbeschränkter Höhe,

b) von mehr als 6 Monaten und von mehr als 15.000 € bis zu einem Höchstbe-trag von 50.000 €.

2.4	den Verzicht auf Ansprüche der Stadt oder die Niederschlagung solcher Ansprüche, die Führung von Rechtsstreiten und den Abschluss von Vergleichen, wenn der Verzicht oder die Niederschlagung, der Streitwert oder bei Vergleichen das Zugeständnis der Stadt im Einzelfall mehr als 2.500 €, aber nicht mehr als 10.000 € beträgt,

2.5	die Veräußerung von beweglichem Vermögen von mehr als 5.000 €, aber nicht mehr als 20.000 € im Einzelfall,

2.6	die Behandlung von Widersprüchen gegen satzungsgemäß festgelegte Gebühren und Beiträge.

2.7	Die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen bis zu einem Betrag von 5.000 € im Einzelfall.

§ 9  Ausschuss für Technik und Umwelt

(1)	Der Geschäftskreis des Ausschusses für Technik und Umwelt umfasst folgende Aufgabengebiete:

1.1	Bauleitplanung und Bauwesen (Hoch- und Tiefbau, Vermessung)

1.2	Straßenverkehr, technische Verwaltung der Straßen

1.3	Bauhof

1.4	Planung, Bau, Betrieb und Verwaltung der Friedhöfe einschließlich Leichenhallen

1.5	Verwaltung städtischer Grundstücke und Gebäude und Einrichtungen einschließlich Jagd, Fischerei und Weide

1.6	Sport-, Spiel- und Freizeiteinrichtungen, Park- und Gartenanlagen

1.7	Umweltschutz, Landschaftspflege und Gewässerunterhaltung

1.8	Entsorgung

1.9	Wirtschaftsförderung

1.10	Fremdenverkehr

(2)	In seinem Geschäftskreis entscheidet der Ausschuss für Technik und Umwelt über:

2.1	die Erklärung des Einvernehmens der Stadt bei der Entscheidung über:

2.1.1	die Zulassung von Ausnahmen von der Veränderungssperre (§ 14 Abs. 2 Baugesetzbuch – BauGB),

2.1.2	die Zulassung von Ausnahmen und die Erteilung von Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungsplanes (§ 31 BauGB),

2.1.3	die Zulassung von Vorhaben während der Aufstellung eines Bebauungsplanes (§§ 33 und 36 BauGB),

2.1.4	die Zulassung von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§§ 34 und 36 BauGB),

2.1.5	die Zulassung von Vorhaben im Außenbereich (§§ 35 und 36 BauGB), wenn die jweilige Angelegenheit für die städtebauliche Entwicklung der Stadt nicht von grundsätzlicher Bedeutung oder besonderer Wichtigkeit ist,

2.2	die Stellungnahme der Stadt nach §§ 55 und 56 Landesbauordnung (LBO),

2.3	die Entscheidung über die Ausführung eines Bauvorhabens (Baubeschluss) und die Genehmigung der Bauunterlagen, die Vergabe der Lieferungen und Leistungen für die Bauausführung (Vergabebeschluss) sowie die Anerkennung der Schlussabrechnung (Abrechnungsbeschluss) bei voraussichtlichen bzw. tatsächlichen Gesamtbaukosten von nicht mehr als 100.000 € im Einzelfall,

2.4	Anträge auf Zurückstellung von Baugesuchen gemäß § 15 BauGB,

2.5	die Erteilung von Genehmigungen und Zwischenbescheiden für Vorhaben und Rechtsvorgänge gemäß §§ 15 und 57 Abs. 1 Nr. 3 StBauFG,

2.6	die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundeigentum oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Ausübung von Vorkaufsrechten im Wert von mehr als 25.000 €, aber nicht mehr als 100.000 € im Einzelfall,

2.7	Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bei einem jährlichen Mietwert oder Pachtwert von mehr als 5.000 €, aber nicht mehr als 10.000 € im Einzelfall.

§ 10  Umlegungsausschuss

(1)	Der Umlegungsausschuss ist zuständig für die von der Umlegungsstelle bei der Durchführung von Umlegungen nach §§ 45 ff BauGB zu treffenden Entscheidungen.

(2)	Auf den Umlegungsausschuss finden § 5 Abs. 2 Satz 2, Absätze 3 und 4 sowie § 6 Abs. 1 und 2 keine Anwendung.

§ 11  Beratende Ausschüsse

Neben den beschließenden Ausschüssen können gemäß § 41 GemO durch den Gemeinderat auch beratende Auschüsse gebildet werden.

§ 11 a  Ältestenrat

(1)	Gemäß § 33 a der Gemeindeordnung (GemO) wird ein Ältestenrat gebildet, der den Bürgermeister in Fragen der Tagesordnung und des Gangs der Verhandlungen des Gemeinderates berät. Vorsitzender des Ältestenrates ist der Bürgermeister.

(2)	Das Nähere über die Zusammensetzung und den Geschäftsgang des Ältestenrates ist in der Geschäftsordnung des Gemeinderates zu regeln.

IV. Bürgermeister

§ 12  Rechtstellung

Der Bürgermeister ist hauptamtlicher Beamter auf Zeit.

§ 13  Zuständigkeiten

(1)	Der Bürgermeister leitet die Stadtverwaltung und vertritt die Stadt. Er ist für die sachgemäße Erledigung der Aufgaben und den ordnungsgemäßen Gang der Verwaltung verantwortlich und regelt die innere Organisation der Stadtverwaltung. Der Bürgermeister erledigt in eigener Zuständigkeit die Geschäfte der laufenden Verwaltung und die ihm sonst durch Gesetz oder vom Gemeinderat übertragenen Aufgaben. Weisungsaufgaben erledigt der Bürgermeister in eigener Zuständigkeit, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Dies gilt auch, wenn die Stadt in einer Angelegenheit angehört wird, die aufgrund einer Anordnung der zuständigen Behörde geheimzuhalten ist.

(2)	Dem Bürgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd übertragen, soweit es sich nicht bereits um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt:

2.1	die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan bis zum Betrag von 25.000 € im Einzelfall,

2.2	die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben bis zu 5.000 € im Einzelfall,

2.3	die Einstellung, Entlassung und sonstige personalrechtliche Entscheidungen von Beschäftigten bis Entgeltgruppe 6 TVöD im Rahmen des Stellenplans, Aushilfsbeschäftigten, Praktikanten sowie Mitarbeitern im Zuge von Maßnahmen nach dem SGB, von Beamtenanwärtern des mittleren und gehobenen Dienstes sowie Auszubildende,

2.4	die Gewährung von unverzinslichen Lohn- und Gehaltsvorschüssen sowie Unterstützungen und von Arbeitgeberdarlehen im Rahmen der Richtlinien, sofern diese keine anderen Zuständigkeiten vorsehen,

2.5	die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan einzeln ausgewiesenen Freigebigkeitsleistungen bis zu 1.000 € im Einzelfall,

2.6	die Stundung von Forderungen im Einzelfall;

2.6.1	bei gesetzlich vorgeschriebenen Stundungen allgemein; sonst

2.6.2	bis zu 3 Monaten in unbeschränkter Höhe;

2.6.3	bis zu 6 Monaten und bis zu einem Höchstbetrag von 15.000 €,

2.7	den Verzicht auf Ansprüche der Stadt und die Niederschlagung solcher Ansprüche, die Führung von Rechtsstreiten und den Abschluss von Vergleichen, wenn der Verzicht oder die Niederschlagung, der Streitwert oder bei Vergleichen das Zugeständnis der Stadt im Einzelfall nicht mehr als 2.500 € beträgt;

2.8	die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundeigentum oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Ausübung von Vorkaufsrechten im Wert bis zu 25.000 € im Einzelfall;

2.9	Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bis zu einem jährlichen Miet- oder Pachtwert von 2.500 € im Einzelfall, bei der Vermietung städtischer Wohnungen in Walldürn – Stadt (§ 15 Abs. 1 Nr. 1.1) in unbeschränkter Höhe;

2.10	die Veräußerung von beweglichem Vermögen bis zu 5.000 € im Einzelfall;

2.11	der Verkauf von Holz im Rahmen der Richtlinien der Staatsforstverwaltung;

2.12	die Bestellung von Bürgern zu ehrenamtlicher Mitwirkung sowie die Entscheidung darüber, ob ein wichtiger Grund für die Ablehnung einer solchen ehrenamtlichen Mitwirkung vorliegt;

2.13	die Zuziehung sachkundiger Einwohner und Sachverständiger zu den Beratungen einzelner Angelegenheiten im Gemeinderat und in den Ausschüssen, soweit nicht ausdrücklich die Zuständigkeit des Gemeinderates gegeben ist;

2.14	die Beauftragung der Feuerwehr zur Hilfeleistung in Notlagen und bei Maßnahmen der Brandverhütung im Sinne des § 2 Abs. 2 Feuerwehrgesetz.

V. Stellvertretung des Bürgermeisters

§ 14  Stellvertreter des Bürgermeisters

Die Vertretung des Bürgermeisters erfolgt durch ehrenamtliche Stellvertreter aus der Mitte des Gemeinderates (§ 48 Abs. 1 GemO).

VI. Stadtteile

§ 15  Benennung der Stadtteile

(1)	Das Stadtgebiet besteht aus folgenden räumlich voneinander getrennten 	Stadtteilen:

1.1	Walldürn - Stadt 

1.2	Altheim

1.3	Gerolzahn

1.4	Glashofen

1.5	Gottersdorf

1.6	Hornbach

1.7	Kaltenbrunn

1.8	Reinhardsachsen

1.9	Rippberg

1.10	Wettersdorf

(2)	Die Namen der in Absatz 1 Nr. 1.2 bis 1.10 bezeichneten Stadtteile werden mit dem vorangestellten Namen der Stadt und mit diesem durch Beistrich getrennt mit dem Wort „Stadtteil“ geführt.

(3)	Die räumlichen Grenzen der einzelnen Stadtteile nach Abs. 1 sind jeweils die Ge-markungen der früheren Gemeinden gleichen Namens.

VII. Unechte Teilortswahl

§ 16  Unechte Teilortswahl

(1)	Von den in § 15 Abs. 1 genannten Stadtteilen bilden je einen Wohnbezirk im Sinne von § 27 Abs. 2 Satz 1 GemO:

1.1	Walldürn – Stadt 

1.2	Altheim

1.3	Glashofen – Gerolzahn

1.4	Gottersdorf

1.5	Reinhardsachsen – Kaltenbrunn

1.6	Rippberg – Hornbach

1.7	Wettersdorf

Die Sitze im Gemeinderat sind nach Maßgabe des Absatzes 2 mit Vertretern dieser Wohnbezirke zu besetzen. Für die Zahl der Gemeinderäte ist jeweils die nächsthöhere Gemeindegruppe maßgebend, der die Stadt Walldürn jeweils angehört.

(2)	Die Sitze im Gemeinderat werden wie folgt auf die einzelnen Wohnbezirke verteilt:

2.1	Wohnbezirk		Walldürn – Stadt				16 Sitze

2.2	Wohnbezirk		Altheim					3 Sitze

2.3	Wohnbezirk		Glashofen – Gerolzahn			1 Sitz

2.4	Wohnbezirk		Gottersdorf					1 Sitz

2.5	Wohnbezirk		Reinhardsachsen – Kaltenbrunn		1 Sitz

2.6	Wohnbezirk		Rippberg – Hornbach			3 Sitze

2.7	Wohnbezirk		Wettersdorf					1 Sitz

VIII. Ortschaftsverfassung

§ 17  Einrichtungen von Ortschaften

Es werden folgende Ortschaften eingerichtet:

1.	Altheim,				bestehend aus dem Stadtteil Altheim

2.	Glashofen-Gerolzahn,		bestehend aus den Stadtteilen Glashofen und Gerolzahn

3.	Gottersdorf,			bestehend aus dem Stadtteil Gottersdorf

4.	Reinhardsachsen-Kaltenbrunn, bestehend aus den Stadtteilen Reinhardsachsen und Kaltenbrunn

5.	Rippberg-Hornbach,		bestehend aus den Stadtteilen Rippberg und Hornbach

6.	Wettersdorf,			bestehend aus dem Stadtteil Wettersdorf

§ 18  Bildung und Zusammensetzung der Ortschaftsräte

(1)	In den nach § 17 eingerichteten Ortschaften werden Ortschaftsräte gebildet.

(2)	Die Zahl der Ortschaftsräte beträgt:

2.1	In der Ortschaft Altheim					10 Mitglieder

2.2	In der Ortschaft Glashofen-Gerolzahn		6 Mitglieder

2.3	In der Ortschaft Gottersdorf				6 Mitglieder

2.4	In der Ortschaft Reinhardsachsen-Kaltenbrunn	6 Mitglieder

2.5	In der Ortschaft Rippberg-Hornbach			10 Mitglieder

2.6	In der Ortschaft Wettersdorf				6 Mitglieder

(3)	Die Sitze im Ortschaftsrat der Ortschaften Glashofen, Reinhardsachsen und Rippberg werden mit Vertretern der nachstehend gebildeten Wohnbezirke wie folgt besetzt:

3.1	Ortschaft Glashofen-Gerolzahn

3.1.1	Wohnbezirk Glashofen, bestehend aus der Gemarkung der früheren Gemeinde Glashofen					4 Vertreter

3.1.2	Wohnbezirk Gerolzahn, bestehend aus der Gemarkung der früheren Gemeinde Gerolzahn					2 Vertreter

3.2	Ortschaft Reinhardsachsen-Kaltenbrunn

3.2.1	Wohnbezirk Reinhardsachsen, bestehend aus der Gemarkung der früheren Gemeinde Reinhardsachsen			5 Vertreter

3.2.2	Wohnbezirk Kaltenbrunn, bestehend aus der Gemarkung der früheren Gemeinde Kaltenbrunn					1 Vertreter

3.3	Ortschaft Rippberg-Hornbach

3.3.1	Wohnbezirk Rippberg, bestehend aus der Gemarkung der früheren Gemeinde Rippberg					8 Vertreter

3.3.2	Wohnbezirk Hornbach, bestehend aus der Gemarkung der früheren Gemeinde Hornbach					2 Vertreter

§ 19  Zuständigkeit des Ortschaftsrates

(1)	Der Ortschaftsrat hat die örtliche Verwaltung zu beraten.

(2)	Der Ortschaftsrat ist zu wichtigen Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, zu hören und hat ein Vorschlagsrecht in allen Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen.

(3)	Wichtige Angelegenheiten im Sinne des Absatzes 2 sind insbesondere:

3.1	Die Veranschlagung der Haushaltsmittel für die die Ortschaft betreffenden Angelegenheiten,

3.2	die Bestimmung und wesentliche Änderungen der Zuständigkeiten der örtlichen Verwaltung in der Ortschaft,

3.3	die Einstellung und Entlassung der hauptsächlich in der örtlichen Verwaltung eingesetzten Gemeindebediensteten,

3.4	die Aufstellung, wesentliche Änderung und Aufhebung von Bauleitplänen sowie die Durchführung von bodenordnungsmaßnahmen und Maßnahmen im Rahmen der Städtebauförderung,

3.5	die Planung, Errichtung, wesentliche Änderung und Aufhebung öffentlicher Einrichtungen einschließlich Gemeindestraßen,

3.6	der Erlass, die wesentliche Änderung und Aufhebung von Ortsrecht,

3.7	Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen.

(4)	Dem Ortschaftsrat werden im Rahmen der im Haushaltsplan zur Verfügung gestellten Mittel folgende Angelegenheiten, soweit sie die jeweilige Ortschaft betreffen, zur Entscheidung übertragen:

4.1	die Pflege des Ortsbildes und des örtlichen Brauchtums,

4.2	die Förderung der örtlichen Vereinigungen,

4.3	die Ausgestaltung, Unterhaltung und Benutzung von öffentlichen Einrichtungen einschließlich Gemeindestraßen, soweit deren Bedeutung nicht über den Bereich der Ortschaft hinausgeht,

4.4	die Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen, soweit dadurch keine Doppelbenennungen entstehen, 

4.5	die Vergabe von Arbeiten und Lieferungen im Rahmen der für die Ortschaft zugewiesenen Haushaltsmittel.

(5)	§ 5 Abs. 1 und 4 gelten entsprechend.

§ 20  Ortsvorsteher

(1)	Der Ortsvorsteher ist Ehrenbeamter auf Zeit.

(2)	Der Ortsvorsteher vertritt den Bürgermeister ständig beim Vollzug der Beschlüsse des Ortschaftsrates und bei der Leitung der örtlichen Verwaltung.

(3)	Der Ortsvorsteher ist Vorsitzender des Ortschaftsrates.

(4)	Ist der Ortsvorsteher nicht Mitglied des Gemeinderates, so nimmt er an den Verhandlungen des Gemeinderates und dessen Ausschüsse mit beratender Stimme teil (§ 71 Abs. 4 Gemeindeordnung – GemO).

§ 21  Örtliche Verwaltung

In den Ortschaften nach § 17 werden örtliche Verwaltungen eingerichtet, die die Aufgaben einer Geschäftsstelle des Bürgermeisteramtes wahrnehmen. Personelle und organisatorische Ausgestaltung sowie Sprechzeiten der jeweiligen örtlichen Verwaltung werden durch den Bürgermeister im Benehmen mit dem Ortsvorsteher festgelegt.



IX.  Schlussbestimmungen

§ 22  Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Zum gleichen Zeitpunkt tritt die bisherige Hauptsatzung vom 02. 07. 1975 mit ihren Änderungen außer Kraft.

Walldürn, den 26. 06. 1989

1.	Änderungssatzung vom 29. 01. 1990

2.	Änderungssatzung vom 26. 03. 1990

3.	Änderungssatzung vom 06. 03. 1995

4.	Änderungssatzung (Euro-Anpassungssatzung) vom 24. 09. 2001

5.	Änderungssatzung vom 26. 07. 2004 

6.	Änderungssatzung vom 22. 05. 2006	 (Inkrafttreten am 27.05.2006)

7.	Änderungssatzung vom 30.11.2009 		(Inkrafttreten am 05.12.2009)

8.	Änderungssatzung vom 26.04.2010		(Inkrafttreten am 01.05.2010)

9.	Änderungssatzung vom 02.07.2014		(Inkrafttreten am 12.07.2014)

10.	Änderungssatzung vom 23.07.2019		(Inkrafttreten am 27.07.2019)

11.	Änderungssatzung vom 27.07.2021		(Inkrafttreten am 01.08.2021)
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